
W I R T S C H A F T
T r a n s r a p i d

SYMBOL MIT VIELEN MACKEN
Aller Welt soll der Transrapid die Innovationskraft des High-Tech-Standortes Deutschland demonstrieren. Die
Bundesregierung wird daher den Bau der Magnetbahnstrecke Hamburg–Berlin beschließen.
Doch die Planung ist unseriös: Die unabsehbaren finanziellen Risiken werden bewußt ignoriert.
Magnetschwebebahn Transrapid: Die Herstellerfirmen haben den Griff in die Staatskasse fest eingeplant

r
rs-
i-

n-
-

er

-
-

n-

ur
s
r
r

r
ig,
r-

k-

il:
n

ten
ie

en
gs-

ch

u-
n,
ni-

.
er

r-

ler
s

f

m

er Professor wußte:Sein Rat war
unerwünscht. Das stoppteGerdD Aberlenicht. Ungefragt warnte de

Vorsitzende der Fachgruppe Verkeh
wirtschaft des „Wissenschaftlichen Be
rates beim Bundesminister fürVerkehr“
den Amtsinhaber MatthiasWissmann
(CDU) davor,sich von derIndustrie mit
unhaltbaren Versprechen in das Abe
teuer mit der geplanten Transrapid
Strecke vonHamburgnach Berlin locken
zu lassen.

Wissmannmochte die Mahnungnicht
hören. Erwill – wie KanzlerHelmutKohl
– im Wahljahr ein Zeichen setzen: D
Transrapidsoll zum weithin sichtbaren
Symbol fürdeutsche Ingenieurkunstwer-
den.Ungnädig forderte derMinister sei-
ne Berater auf, das Votumgegen denMil-
liardengleiter wahlweise zurückzuzie
hen,milder zu fassenoderwenigstens un
ter der Decke zu halten.
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Alles fruchtete nichts.Auch ein er-
neutes Kolloquium mit der Interesse
gemeinschaft Industrie und Banken
stimmte die Professoren nicht um, n
einige böse Wörter klangen nun etwa
höflicher. Und auch von öffentliche
Verbreitung ließen dieWissenschaftle
nicht ab.

Pikiert putzte derMinister dieExper-
ten herunter. Sieseien, behauptete e
berufsschädigend und wahrheitswidr
„nicht auf demStand der neuesten A
beiten“.

Rationale Erwägungenzählen im Su-
perwahljahr nicht: Am 2. Märzwird das
Kabinett den Bau der Transrapid-Stre
ke beschließen.

Die Einwände der Professorensind
keineswegsausgeräumt. Im Gegente
Die Kabinettsvorlage bestätigt die vo
den Wissenschaftlern herausgestell
Milliardenrisiken für die Staatskasse; s
deckt sogar zusätzliche Schwachstell
des technischen und des Finanzierun
konzepts auf.

Gert Haller, Staatssekretär inTheo
WaigelsFinanzministerium, leistetedes-
halb in der vergangenen Woche no
Widerstand. Dochseine Warnung vor
gewaltigen Haushaltsrisiken in der Z
kunft hatte keine Chance; Wissman
sein Kollege aus dem Forschungsmi
sterium, Paul Krüger, und dasBundes-
kanzleramthattensich längst festgelegt

Ausgerechnet der Magnetgleit
Transrapid ist zumSymbol für die Zu-
kunftsfähigkeit des High-Tech-Stando
tes Deutschlandstilisiert worden.Schon
seine Entwicklung hat den Steuerzah
1,8 MilliardenMark gekostet – doch da
ist erst der Anfang.

Immerwiederhatte dieRegierung au
einer privaten Finanzierung dergeplan-
ten Streckebestanden. Davon ist a
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Ende nur noch dasEtikett geblieben.
Die Herstellerfirmen ThyssenHenschel,
Siemens, die Bauindustrie und die Ba
ken haben denGriff in die Staatskass
fest eingeplant.

Wie unseriös dasUnternehmenist,
wie unrealistisch dieAnnahmen übe
Investitionskosten und Fahrgastzah
sind, ergibtsich deutlich aus der Kabi
nettsvorlage. Der Bau der Streckesoll
5,6 MilliardenMark kosten. Die hat de
Bund aufzutreiben. Dieangeblich priva-
te Betriebsgesellschaftsoll 3,3 Milliar-
den in die futuristischenFahrzeugeinve-
stieren.Das, soheißt es bei Krüger un
Wissmann, sei plausibel.
Transrapid-Förderer Wissmann (2. v. r.)*: Im Wahljahr ein Zeichen setzen
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Wieso – das bleibt ihrGeheimnis.
DennwenigeAbsätze vorher heißt es
derselben Vorlage, umPlanungssicher
heit für einsolchesProjekt zu gewinnen
bedürfe es einer „Magnetschwebeba
Bau- und Betriebsordnung“. Dieaber se
in dieser Legislaturperiode nichtmehr zu
erstellen.

Das klingt nebensächlich und verwa
tungstechnisch.Doch das Paragraphe
werk allein kann dieInvestitionskosten
um Milliarden emportreiben.

Beispiel: Die Magnetbahnproduzen
ten planen, diePassagiere beieinem Not-
halt wie bei Flugzeugenüber Notrutschen
von der meterhohen Ständerspur auf
Erdegleiten zu lassen. Ob dasreicht, be-
zweifeln Gutachter desBeirates ebens
wie Experten bei der Bahn.

* Im Transrapid-Cockpit auf der Teststrecke im
Emsland.
Ernsthaft erwogen werden auchganz
andere Anforderungen: eindurchge-
hender Sicherheitsstegoder gar eine
Straße entlang der ganzen Strecke z
Abtransport Verunglückter.

Das alleskann erst im Verlauf der
nächstenzweiJahreentschieden und be
rechnet werden. Dochschon jetztwill
das Kabinett den Bau beschließen,weil
es 5,6 MilliardenMark Kosten fürplau-
sibel hält.

Die Kabinettsvorlage zählt nochwei-
tere Risiken auf, diealle zu Lasten des
Steuerzahlersgehen, etwabehördliche
Auflagen im Rahmen desPlanungsver
fahrens und daraus resultierende Ze
verzögerungen, die Einführung d
Fahrwegs in dieStädte und die Ver
knüpfung in Hamburg undBerlin mit
Eisenbahn und Nahverkehr.

JederdieserPunkte hat es insich. So
wollen dieTransrapid-Planer ihrenStel-
zengleiter in denZielstädtenHamburg
und Berlin über dieHochspannungsle
tungen der Bahnhinweg in dieBahnhö-
fe führen. Während desBaus soll der
Bahnbetrieb weiterlaufen. Ob dasmög-
lich und genehmigungsfähig ist,kann
niemand garantieren.

Zusatzinvestitionen an den Halt
punkten zur Verknüpfung mitEisen-
bahn und Nahverkehrsind in der Pla-
nung nicht berücksichtigt;zudem be-
stünden, so Aberle undseine Gutach-
ter, nach wie vor „erhebliche Zweife
ob die vorgesehene oberirdische Tr
sierung im BerlinerRaummöglich ist“.
Fazit der Wissenschaftler: „Durch das
Ausklammern derartumfangreicher Ko
stenfaktoren ist das Finanzierungsko
zept unvollständig.“

Das ist, wiesich aus derKabinettsvor-
lageergibt, nochuntertrieben. Diepriva-
te Betreibergesellschaftsollnach dem ur
sprünglichenKonzept mit 500Millionen
Mark von Industrie- und Energieunte
nehmen, mit 200Millionen von denBan-
ken und Versicherungen, 500Millionen
Mark von freien Aktionären und je 150
Millionen von Lufthansa undBahn AG
gespeistwerden – zusammen macht d
1,5 Milliarden.

Die Lufthansa, das räumenWissmann
und Krüger im Kabinettspapier ein,ver-
weigert das waghalsigeEngagement. Al
so muß die gerade entschuldete undpri-
vatisierteBahn 300Millionen überneh-
men.

„Die Deutsche Bahn AG “, jubelt
Transrapid-FanHorst Friedrich (FDP),
„steht als Systembetreiberbereit.“
„Spekulationenüber Erlösausfälle“ be
der Bahn,spottet der Unions-Fraktions
vizeKurt Faltlhauser,seiendurch Eisen-
bahn-Fixiertheit der Verkehrsprofess
ren motiviert.

Die Abgeordneten irren. Am Don
nerstag dieser Wocheberät der Auf-
sichtsrat derBahn dasTransrapid-Risi-
ko. Im Einladungsschreibenerbittet
Bahnchef HeinzDürr seine Aufseher
keineswegs schon um dieErlaubnis, in
den Magnetgleiter investieren zudürfen.

Dürr stellt Bedingungen: DerBund
müsse den Bahn-Beitrag inHöhe von 300
Millionen Mark aufbringen.Außerdem
verlangt dieBahn von der Magnetbahn
gesellschaft „200 MillionenMark per an-
num“ aus den Erlösen des Magnetbah
Betriebes vorab – alsAusgleich fürVer-
lusteinbußen auf der Eisenbahnstrec
Hamburg–Berlin.

Das Ansinnen ist berechtigt. Die M
gnetbahnwill zwischen Hamburg und
Berlin jährlich14,5 MillionenPassagiere
befördern, für 80 Mark proEinzelfahrt.
Das ist ein extremoptimistisches Szena
rio, das nach dem Urteil des Beirates n
durch einen „systematischenFehler“ und
durch eineunzulässigeKombination mit
Planungsdaten zustandekommt, die für
andere Zwecke erarbeitet wurden.

Voraussetzung ist, daß dieBahn auf
den Ausbau derStrecke für den ICEver-
zichtet. Die würde 2,4Milliarden Mark
kosten und eine Fahrtzeit von 80 Minut
bringen, so der Beirat, nur 20 Minute
mehr, als derTransrapid benötigensoll.

Doch nur, wenn der Transrapid ei
Monopol hat, werden 95 Prozent de
möglichen Bahnkunden einTicket der
Schwebebahnkaufen, damitaberentge-
hen der Bahn AG Einnahmen. Daf
verlangtDürr Schadensersatz. Denaber
müßteFinanzministerTheoWaigel zah-
len, und derweigert sich.

Doch Waigel ist kein ernstes Hinder
nis. Mögen die Haushaltslasten ihn no
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Metaller-Kundgebung in Flensburg: „Wenn wir uns nicht wehren, nehmen die uns
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Wieder die
Dummen
Die Metallindustrie steht vor einem
Streik. Er könnte zu einer Gefahr
für den sozialen Frieden werden.

ierzehn Betriebe sind in seiner
Verwaltungsstelle ausgeguckt, dVStreikführer geschult. Um dieletz-

ten Details festzuklopfen, versamme
der Neckarsulmer IG-Metall-Vorsitzen
de FrankStroh in der vergangenen W
che die Organisatoren aus den Firm
noch einmal umsich. „Die Leute“, sagt
er, „sind finster entschlossen.“

Das meint auch die Flensburger IG
Metall-Chefin KirstenRölke. In vielen
Betrieben hat sie in der vergangen
Woche ihren Metallern klargemach
was es heißen wird, ausgesperrt zu s
Ruhig undintensivhätten dieMenschen
ihr zugehört,sagtRölke.

Überall im Land dieselbe Botschaft
Die Metallersindbereit zum Streik. Die
Tarifbezirke der IG Metallhaben das
Scheitern der Verhandlungenerklärt;
an diesem Montag entscheidet d
Frankfurter Gewerkschaftsvorstand, w
die Urabstimmung beginnensoll.

34mal haben dieTarifparteien in den
Regionen verhandelt, einSpitzenge-
spräch ist am 11.Februar in Darmstad
geplatzt – einArbeitskampfscheint un-
ausweichlich.
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Es drohteine Schlachtohnegleichen
Die ökonomischen Folgenlassen sich
vielleicht begrenzen; die IG Metallwill
schwacheBetriebe vomStreik ausneh
men. Viel gravierender ist dergesell-
schaftliche Schaden, den der Arbeit
kampf diesmal anrichten kann. „Das
wird zu großensozialenUnruhen füh-
ren“, glaubt Peter Darter, kampfer-
fahrener Betriebsrat beiMercedes-
Benz.

Zum erstenmal würde in einem A
beitskampf der Metallindustrie der1986
geänderte Paragraph 116 des Arbe
förderungsgesetzes gelten.Danachdarf
die Bundesanstalt fürArbeit Arbeitneh-
mern außerhalb des bestreiktenBezirks
kein Kurzarbeitergeld mehr zahlen,
wenn der Arbeitskampf die Produktio
in deren Betriebenbeeinträchtigt – etw
weil ein Zulieferer wichtige Teile nicht
liefern oder der Kunde siewegen des
Streiks nichtsabnehmen kann.

Lohn steht denArbeitern dannnicht
zu, Streikgeld aus der IG-Metall-Kas
auch nicht, andernfalls wäre die G
werkschaft binnen Tagen pleite. Di
Menschenhätten möglicherweiseüber
Wochen keinEinkommen; die Gewerk
schaftsbasiszerfiele.

Die Streikstrategen der IG Meta
können denSchaden kontrollieren, in
dem sie Fernwirkungensorgsam vermei
den. Sie können abernicht verhindern,
daß sich dieArbeitgeber dieSchwäche
zunutze machen, wenn sie eswollen.
Diese können ihre Aussperrungen im
-

Streikgebiet sosteuern, daßmöglichst
viele Beschäftigte inanderen Firmen
betroffen werden. DieGewerkschaf-
ten nennen daseine kalte Aussper
rung.

Die IG-Metall-Funktionärehaben der
Basis vonAnfang annichtsvorgemacht
„Wenn die Arbeitgeberflächendeckend
aussperren, dann kann icheuch nicht sa
gen, waspassiert“,bekannte der Ham
burger IG-Metall-Bezirksleiter Frank
Teichmüller immer wieder vor seine
Mitgliedern. „Nur: Wir können das
nicht bezahlen.“

Die Härten des drohendenTarif-
kampfs hindern die Beschäftigten an
scheinend nicht. „Bei Streikssind wir
dabei“, betontMercedes-MannDarter
trotzig. Noch nie in den zehnJahrensei-
ner Tätigkeit, sagt IG-Metaller Stroh,
sei die Resonanz bei den Warnstreiks
groß gewesen wiediesesMal.

„Wenn wir uns jetzt nicht wehren,
dann nehmen die unsimmermehr weg“,
meint Hanne Petersen, Betriebsrats
chefinbeim Flensburger Kompressore
hersteller Danfoss. „Was die Arbeitg
ber fordern“, zürnt MonteurinSabine
Ewert, „ist einfach zuviel.“

Siebeneinhalb Stundensitzt die Dan-
foss-Arbeiterin jeden Tag amBand und
kontrolliert Kompressoren. Die Luft i
der Halle ist stickig, die Beschäftigte
müssen lautreden, um sich bei dem
Lärm derMaschinen zu verstehen.

Schon auf die letzte Tariferhöhun
von drei Prozenthaben dieDanfoss-Ar-
so drücken, erwird mitmachen.Schließ-
lich baut Siemens (Firmenzentrale
München) mit am Transrapid, und
Bayernsind Landtagswahlen.

Selbst dieOpposition ist zu ernstha
tem Widerstandnicht bereit. ImFrakti-
onsvorstand listete derVerkehrsexperte
Klaus Daubertshäuseralle Einwände
gegen die verkehrspolitisch überflüs
ge, aber technisch faszinierende Ma
gnetbahn auf.

Niemand widersprach seinen Argu
menten. Eineglattes Nein zu den Regie
rungsplänenaber bekam Daubertshä
ser nichtdurch.

„Mit Vernunftgründenallein“ komme
man nicht weiter, sagte der Fraktions
vorsitzende Hans-Ulrich Klose. De
Gleiter sei einHigh-Tech-Symbol, kom
promißloses Gegensteuern imWahl-
kampf über den Standort Deutschla
nicht opportun.

Klose warnte vor den Konsequenze
einer Ablehnung: „Sozialdemokratie
würde mit Technikfeindlichkeit gleich-
gesetztwerden.“ Y


